
Six-Pack 6: Verordnung (EU) Nr. 1177/2011 des Rates vom 8. November 2011 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
1467/97 über die Beschleunigung und Klärung des Verfahrens bei einem übermäßigen Defizit

Legende: 

fett, kursiv → Änderungsvorschläge des EP gegenüber dem EK-Vorschlag

▌ → EP-Vorschlag zum Weglassen einer bestimmten Passage

[…] → Übernahme des EK-Vorschlags, bzw. im Falle der finalen Version auch eigenständig verfasste neue Passagen, die nicht 

auf einen EP-Änderungsvorschlag zurückgehen

grün → EP-Änderungsvorschläge, die (fast) eins zu eins in den finalen Rechtstext übernommen wurden

gelb → Passagen im finalen Rechtstext, die EP-Änderungsvorschlägen sehr ähnlich sind und wahrscheinlich darauf 

zurückgehen

rot → EP-Änderungsvorschläge wurden nicht übernommen

1 → inhaltlich irrelevante Änderung (z. B. Satzstellung geändert)

2 → leichte Änderung / detailliertere Ausformulierung

3 → grundlegende Änderung / Einschub

Zeitliche Abfolge:

07.10.2010 EK-Gesetzesvorschlag veröffentlicht

02.05.2011 Änderungsvorschläge des ECON-Ausschusses

08.11.2011 Rechtsakt abgeschlossen (Konsultationsverfahren)
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Artikel Ziffer Vorschlag der EK Änderungsvorschläge EP Finale Version #

Artikel 1 1. Artikel 1 
erhält 
folgende 
Fassung:

„Artikel 1

1. Diese Verordnung enthält die Bestimmungen zur Be-
schleunigung  und  Klärung  des  Verfahrens  bei  einem
übermäßigen  Defizit,  womit  das  Ziel  verfolgt  wird,
übermäßige öffentliche Defizite möglichst zu vermei-
den und gegebenenfalls auftretende Defizite unverzüg-
lich zu korrigieren, wobei die Einhaltung der Haushalts-
disziplin anhand der Kriterien des öffentlichen Defizits
und des öffentlichen Schuldenstands geprüft wird.

[nicht vorhanden]

2.  Für die  Zwecke dieser  Verordnung bezeichnet der
Ausdruck  „teilnehmende  Mitgliedstaaten“  Mitglied-
staaten, die als Währung den Euro haben.“

[nicht vorhanden]

„Artikel 1

1. Diese Verordnung enthält die Bestimmungen zur Be-
schleunigung  und  Klärung  des  Verfahrens  bei  einem
übermäßigen Defizit.  Das Verfahren bei  einem über-
mäßigen Defizit verfolgt das Ziel, übermäßige öffentli-
che Defizite  zu vermeiden und gegebenenfalls auftre-
tende Defizite unverzüglich zu korrigieren, wobei die
Einhaltung der Haushaltsdisziplin anhand der Kriterien
des  öffentlichen  Defizits  und  des  öffentlichen  Schul-
denstands geprüft wird.

Bei  Beschlüssen  über  die  Annahme von  Empfehlun-
gen und Mitteilungen auf der Grundlage der formel-
len Stellungnahmen der Kommission nach Artikel 126
AEUV verwendet der Rat das Verfahren der Abstim-
mung mit umgekehrter qualifizierter Mehrheit.

▐

2. Ein Mitgliedstaat mit Ausnahmeregelung kann die
für  teilnehmende Mitgliedstaaten geltenden und in
dieser  Verordnung  festgelegten  Bestimmungen  an-
wenden. In diesem Fall teilt er dies der Kommission
entsprechend  mit.  Eine  solche  Mitteilung  wird  im
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. Ab
dem Tag nach der Veröffentlichung dieser Mitteilung
gilt der betreffende Mitgliedstaat für die Zwecke die-
ser Richtlinie als teilnehmender Mitgliedstaat.“

„Artikel 1 

(1) […]

[nicht aufgenommen]

(2) [Streichung nicht übernommen]

[nicht aufgenommen]

1

3

3

3

2. Artikel 2 
wird wie 
folgt 
geändert:

a) Absatz 1 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung:

„1. Überschreitet ein öffentliches Defizit den Referenz-
wert, so gilt der Referenzwert im Sinne von Artikel 126
Absatz 2 Buchstabe a zweiter Gedankenstrich des Ver-
trags als ausnahmsweise überschritten, wenn dies auf

(a) Absatz 1 Unterabsatz 1 erhalt folgende Fassung:

„1. […]“

a) Absatz 1 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) […]“ 
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ein außergewöhnliches Ereignis, das sich der Kontrolle
des betreffenden Mitgliedstaats entzieht und die staat-
liche  Finanzlage  erheblich  beeinträchtigt,  oder  auf
einen  schwerwiegenden  Wirtschaftsabschwung  zu-
rückzuführen ist.“

b) Folgender Absatz 1a wird eingefügt:

„1a.  Wenn das Verhältnis  des öffentlichen Schulden-
stands zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) den Referenz-
wert überschreitet, so kann davon ausgegangen wer-
den, dass das Verhältnis im Sinne von Artikel 126 Ab-
satz 2 Buchstabe b des Vertrags hinreichend rückläufig
ist  und  sich  rasch  genug  dem  Referenzwert  nähert,
wenn sich der Abstand zum Referenzwert in den letz-
ten drei Jahren jährlich in der Größenordnung von ei-
nem  Zwanzigstel  verringert  hat.  Bei  der  Anwendung
dieses Indikators ist während eines Zeitraums von drei
Jahren  ab  [Datum  des  Inkrafttretens  dieser  Verord-
nung – noch einzufügen] dessen retrospektivem Cha-
rakter Rechnung zu tragen.“

(b) Folgender Absatz wird eingefügt:▌

„1a.  Wenn das Verhältnis  des öffentlichen Schulden-
stands zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) den Referenz-
wert überschreitet, so kann davon ausgegangen wer-
den, dass das Verhältnis im Sinne von Artikel 126 Ab-
satz 2 Buchstabe b des Vertrags hinreichend rückläufig
ist  und  sich  rasch  genug  dem  Referenzwert  nähert,
wenn sich der Abstand zum Referenzwert in den letz-
ten drei Jahren jährlich durchschnittlich in der Größen-
ordnung von einem Zwanzigstel verringert hat, wobei
dies als Vergleichsgrundlage aufgrund einer Überprü-
fung über einen Zeitraum von drei Jahren dient.

Die  Anforderung  des  Schuldenstandskriteriums  gilt
ebenfalls als erfüllt, wenn die Haushaltsvorausschät-
zungen der  Kommission darauf  hindeuten,  dass die
geforderte  Verringerung  des  Abstands  im Zeitraum
von drei Jahren einschließlich der zwei Jahre eintritt,
die auf das letzte Jahr, für das die Daten verfügbar
sind, folgen. Bei einem Mitgliedstaat, gegen den am
[Datum des Erlasses dieser Verordnung – noch einzu-
fügen] ein Verfahren wegen eines übermäßigen Defi-
zits anhängig ist, gilt für einen Zeitraum von drei Jah-
ren  ab  der  Korrektur  des  übermäßigen  Defizits  die
Anforderung des Schuldenstandskriteriums als erfüllt,
wenn der betreffende Mitgliedstaat gemäß den ent-
sprechenden  Stellungnahmen  des  Rates  zu  seinem
Stabilitäts-  oder  Konvergenzprogramm  genügend
Fortschritte  bei  der  Einhaltung  der  Anforderung er-
zielt.

Bei  der  Umsetzung dieses Schuldenanpassungsricht-
werts werden die für jedes Land erheblichen Faktoren
gemäß Absatz 3 berücksichtigt.  Bei  dieser  Überprü-
fung wird dem Stand des Wirtschaftszyklus des Mit-

b) Folgender Absatz wird eingefügt: 

„(1a) Wenn das Verhältnis des öffentlichen Schulden-
stands zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) den Referenz-
wert überschreitet, so kann davon ausgegangen wer-
den, dass das Verhältnis im Sinne von Artikel 126 Ab-
satz 2 Buchstabe b AEUV hinreichend rückläufig ist und
sich rasch genug dem Referenzwert nähert, wenn sich
als  Richtwert  der  Abstand  zum  Referenzwert  in  den
letzten  drei  Jahren  jährlich  durchschnittlich um  ein
Zwanzigstel verringert hat,  bezogen auf die Verände-
rungen während der letzten drei Jahre, für die die An-
gaben verfügbar sind. 

Die  Anforderung  des  Schuldenstandskriteriums  gilt
ebenfalls  als  erfüllt,  wenn  die  Haushaltsvorausschät-
zungen der Kommission darauf hindeuten, dass die ge-
forderte Verringerung des Abstands im Zeitraum von
drei  Jahren einschließlich der  zwei  Jahre  eintritt,  die
auf das letzte Jahr, für das die Daten verfügbar sind,
folgen. Bei einem Mitgliedstaat, gegen den am 8. No-
vember 2011 ein Verfahren wegen eines übermäßigen
Defizits läuft, gilt für einen Zeitraum von drei Jahren ab
der Korrektur des übermäßigen Defizits  die Anforde-
rung  des  Schuldenstandskriteriums  als  erfüllt,  wenn
der betreffende Mitgliedstaat gemäß der Stellungnah-
me des Rates zu seinem Stabilitäts- oder Konvergenz-
programm  genügend  Fortschritte  bei  der  Einhaltung
der Anforderung erzielt hat. 

Bei  der  Umsetzung  des  Schuldenquotenanpassungs-
richtwerts  sollte  der Einfluss  der Konjunktur  auf  das
Tempo des Schuldenabbaus berücksichtigt werden.“ 

1

2
1

3

3
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c) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„3. Bei der Erstellung eines Berichts nach Artikel 126
Absatz  3  des Vertrags berücksichtigt  die  Kommission
alle einschlägigen Faktoren, wie in jenem Artikel vorge-
sehen. 
Der Bericht spiegelt die Entwicklungen bei der mittel-
fristigen  Wirtschaftslage  (insbesondere  Potenzial-
wachstum,  herrschende  Konjunkturbedingungen,  In-
flation, exzessive makroökonomische Ungleichgewich-
te) und die Entwicklungen bei der mittelfristigen Haus-
haltslage (insbesondere die Anstrengungen zur Haus-
haltskonsolidierung in Zeiten günstiger Konjunktur, öf-
fentliche  Investitionen,  Umsetzung  von  Maßnahmen
im Rahmen der gemeinsamen Wachstumsstrategie der
Union und zur  Verbesserung der  Gesamtqualität  der
öffentlichen  Finanzen,  insbesondere  Befolgung  der
Richtlinie […] des Rates über die Anforderungen an die
Haushaltsrahmen der Mitgliedstaaten) in angemesse-
ner Weise wider. Im Bericht werden, sofern relevant,
auch Entwicklungen des mittelfristigen Schuldenstands
analysiert (angemessen zu berücksichtigen sind insbe-
sondere Risikofaktoren,  einschließlich Fälligkeitsstruk-
tur  und  Währungsbezeichnung  der  Schulden,  sowie
Bestandsanpassungen, kumulierte Rücklagen und an-
dere Vermögenswerte  des Staates,  Garantien,  insbe-
sondere im Zusammenhang mit dem Finanzsektor, ex-
plizite und implizite Verbindlichkeiten infolge der Be-
völkerungsalterung und die private Verschuldung, inso-
weit diese implizite Eventualverbindlichkeiten für den
Gesamtstaat  darstellen  kann).  Zudem  schenkt  die
Kommission allen sonstigen Faktoren gebührende Be-
achtung, die aus Sicht des betreffenden Mitgliedstaats
von Bedeutung sind, um die Überschreitung des Refe-
renzwerts qualitativ in umfassender Weise zu beurtei-
len,  und  die  der  Mitgliedstaat  der  Kommission  und
dem Rat vorgelegt hat. In diesem Zusammenhang wer-
den  insbesondere  haushaltspolitische Anstrengungen
zur Förderung der internationalen Solidarität und zum
Erreichen  politischer  Ziele  der  Union,  einschließlich
des Ziels der Finanzstabilität, berücksichtigt.“

gliedstaats besondere Beachtung geschenkt.“;

(c) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„3. Bei der Erstellung eines Berichts nach Artikel 126
Absatz 3 AEUV berücksichtigt die Kommission alle ein-
schlägigen Faktoren, wie in jenem Artikel vorgesehen,
sofern sie die Prüfung der Befolgung der Defizit- und
Schuldenkriterien  durch  den  betreffenden  Mitglied-
staat  in  erheblichem  Maße  betreffen.  Der  Bericht
spiegelt in angemessener Weise wider: 

– die Entwicklungen bei der mittelfristigen Wirtschafts-
lage  (insbesondere  Potenzialwachstum  und Konjunk-
turentwicklungen,  Inflation,  die Umsetzung der Poli-
tikansätze im Zusammenhang mit der gemeinsamen
Wachstumsstrategie der Union und andere Ziele nach
Maßgabe des AEUV sowie die Vorbeugung gegen ex-
zessive makroökonomische Ungleichgewichte und de-
ren Korrektur und die Nettospareinlagen der privaten
Haushalte;

– die Entwicklungen  im Zusammenhang mit den An-
passungsschritten an die mittelfristigen Haushaltszie-
le (insbesondere die  Primärausgaben,  öffentliche In-
vestitionen und die Gesamtqualität der öffentlichen Fi-
nanzen,  insbesondere  die  Effizienz  der  nationalen
Haushaltsrahmen)  gemäß  Artikel  5  der  Verordnung
(EG) Nr. 1466/97;

– die Entwicklungen der laufenden öffentlichen Aus-
gaben werden ebenfalls berücksichtigt, insbesondere
der Umstand,  dass  sie  in  realen  Werten stabil  blei-
ben;

Im Bericht werden auch Entwicklungen des mittelfristi-
gen Staatsschuldenstands sowie dessen Dynamik und
Nachhaltigkeit analysiert,  (insbesondere  Risikofak▌ -
toren, einschließlich Fälligkeitsstruktur und Wahrungs-
bezeichnung der Schulden,  sowie Bestandsanpassun-
gen und dessen Zusammensetzung, kumulierte Rück-
lagen  und andere  Finanzwerte;  Garantien,  insbeson-
dere  im  Zusammenhang  mit  dem  Finanzsektor,  und
verdeckte Verbindlichkeiten wie die private Verschul-

c) Absätze 3 bis 7 erhalten folgende Fassung:

„(3) Bei der Erstellung eines Berichts nach Artikel 126
Absatz 3 AEUV berücksichtigt die Kommission alle ein-
schlägigen Faktoren, die in jenem Artikel vorgesehen
sind,  sofern sie die Prüfung der Befolgung der Defizit-
und  Schuldenkriterien  durch  den  betreffenden  Mit-
gliedstaat in erheblichem Maße betreffen. Der Bericht
spiegelt Folgendes in angemessener Weise wider: 

a) […] 

b) die mittelfristige Entwicklung der öffentlichen Haus-
halte  einschließlich  insbesondere  den  Fortschritt  im
Hinblick auf die Anpassung an das mittelfristige Haus-
haltsziel, die Höhe des Primärsaldos und die  Entwick-
lungen bei den Primärausgaben in der laufenden Rech-
nung […] 

[…] 

c)  die  mittelfristige  Entwicklung  der  Schuldenstands-
quote,  ihre Dynamik und Tragfähigkeit,  einschließlich
insbesondere Risikofaktoren, wie die Fälligkeitsstruktur
und Währungszusammensetzung der Schulden, sowie
Bestandsanpassungen  und  deren  Zusammensetzung,
[…].
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[nicht vorhanden]

[nicht vorhanden]

[nicht vorhanden]

d) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„4. Die Kommission und der Rat nehmen eine ausge-

dung, insoweit diese implizite Eventualverbindlichkei-
ten für den Gesamtstaat darstellen kann);

– Zudem schenkt die Kommission allen sonstigen Fak-
toren gebührende Beachtung, die aus Sicht des betref-
fenden Mitgliedstaats von Bedeutung sind, um die Be-
folgung der  Defizit-  und Schuldenkriterien in  umfas-
sender Weise zu beurteilen, und die der Mitgliedstaat
dem Rat und der Kommission vorgelegt hat. In diesem
Zusammenhang werden insbesondere haushaltspoliti-
sche Anstrengungen zur Forderung der internationalen
Solidarität und zum Erreichen politischer Ziele der Uni-
on  und  die  Schulden  aufgrund  der  bilateralen  und
multilateralen Unterstützung zwischen den Mitglied-
staaten im Kontext der Wahrung der Finanzstabilität
berücksichtigt.“

Die  finanzielle  Belastung  im  Zusammenhang  mit
Maßnahmen der Rekapitalisierung und anderen be-
fristeten staatlichen Hilfsmaßnahmen zugunsten des
Finanzsektors  bei  größeren  Störungen  der  Finanz-
märkte sowie die anderen Mitgliedstaaten, der Euro-
päischen  Finanzstabilitätsfazilität  und  dem Europäi-
schen  Stabilitätsmechanismus  gewährten  Darlehen
und Garantien werden ebenfalls in besonderer Weise
und ausdrücklich berücksichtigt.

Die Kommission kann bei der Vorbereitung eines Be-
richts bei dem betreffenden Mitgliedstaat weitere In-
formationen anfordern.

Bei  der Bewertung der Einhaltung des Defizitkriteri-
ums werden diese einschlägigen Faktoren in den ge-
mäß Artikel 126 Absätze 4, 5 und 6 AEUV vorgesehe-
nen Verfahrensschritten, die zu einem Beschluss über
das  Vorhandensein eines  übermäßigen Defizits  und
einer übermäßigen Verschuldung führen, berücksich-
tigt, allerdings nur, wenn das Verhältnis der Staats-
verschuldung  durchschnittlich  seit  drei  Jahren  ab-
nimmt.“;

(d) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

"4. Die Kommission und der Rat nehmen eine ausge-

Die Kommission schenkt allen sonstigen Faktoren ge-
bührende und ausführliche Beachtung,  die  aus Sicht
des betreffenden Mitgliedstaats von Bedeutung sind,
um die Einhaltung der Defizit- und Schuldenkriterien in
umfassender  Weise  zu  beurteilen,  und  die  der  Mit-
gliedstaat dem Rat und der Kommission vorgelegt hat.
In  diesem  Zusammenhang  werden  insbesondere  fi-
nanzielle  Beiträge  zur  Förderung  der  internationalen
Solidarität und zur Erreichung der politischen Ziele der
Union, die Schulden aufgrund der bilateralen und mul-
tilateralen  Unterstützung  zwischen  den  Mitgliedstaa-
ten im Kontext der Wahrung der Finanzstabilität

[…]. 

(4) […] 
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wogene  Gesamtbewertung aller  einschlägigen  Fakto-
ren vor und bewerten dabei insbesondere, inwieweit
diese sich bei der Bewertung der Einhaltung des Defi-
zit-  und/oder  Schuldenstandskriteriums  als  erschwe-
render oder erleichternder Faktor erweisen. Wenn das
Verhältnis  des  öffentlichen  Schuldenstands  zum  BIP
den Referenzwert überschreitet, so werden bei der Be-
wertung  der  Einhaltung  des  Defizitkriteriums  diese
Faktoren in den in Artikel 126 Absätze 4, 5 und 6 des
Vertrags  vorgesehenen  Verfahrensschritten,  die  zur
Feststellung  eines  übermäßigen  Defizits  führen,  nur
dann berücksichtigt, wenn die doppelte Bedingung des
Leitgrundsatzes — dass vor einer Berücksichtigung der
einschlägigen Faktoren das gesamtstaatliche Defizit in
der Nähe des Referenzwertes bleibt und der Referenz-
wert vorübergehend überschritten wird — vollständig
erfüllt ist.“

[nicht vorhanden]

[nicht vorhanden]

wogene  Gesamtbewertung aller  einschlägigen  Fakto-
ren vor und bewerten dabei, inwieweit diese sich bei
der Bewertung der Einhaltung des Defizit-  und Schul-
denstandskriteriums  durch  den  betreffenden  Mit-
gliedstaat als  Beeinflussungsfaktoren  erweisen.  Die
einschlägigen Faktoren werden sowohl in den Verfah-
rensschritten, die gemäß Artikel 126 Absätze 4, 5 und
6 AEUV zu dem Beschluss über das Vorhandensein ei-
nes übermäßigen Defizits führen, nämlich der Bestä-
tigung,  dass  der  betreffende  Mitgliedstaat  in  den
Stand einer übermäßigen Verschuldung versetzt wer-
den sollte, um zur gegenteiligen Schlussfolgerung zu
gelangen,  als  auch  in  den  anschließenden  Verfah-
rensschritten nach Artikel 126, wie in Artikel 5 Absät-
ze 5 und 6 dieser Verordnung ausgeführt, gegebenen-
falls berücksichtigt. Wenn das Verhältnis […].“

(da) Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„5. Die Kommission und der Rat werden bei allen Be-
urteilungen  der  Haushaltsentwicklung,  die  im  Rah-
men des Verfahrens bei  einem übermäßigen Defizit
vorgesehen  sind,  die  Umsetzung  von  Rentenrefor-
men,  bei  denen  ein  Mehrsäulen-System  eingeführt
wird, zu dem eine gesetzliche, vollständig kapitalge-
deckte Säule gehört, mit der die langfristige Nachhal-
tigkeit des Rentensystems ohne die Gefahr steigender
Risiken für die mittelfristige Haushaltslage und ande-
re Ausgaben gemäß Artikel 126 Absatz 3 AEUV geför-
dert wird, angemessen berücksichtigen.“;

(db) Der folgende Absatz wird eingefügt:

„5a.  Allerdings  werden diese Faktoren bei  den Ver-
fahrensschritten,  die  zu  einem  Beschluss  über  die
Feststellung  eines  übermäßigen  Defizits  führen,  bei
der  Bewertung der  Einhaltung des  Defizitkriteriums
berücksichtigt.“;

(5) Bei der Bewertung der Einhaltung des Defizit- und
des Schuldenstandskriteriums und in den nachfolgen-
den Schritten des Verfahrens bei einem übermäßigen
Defizit  berücksichtigen  der  Rat  und  die  Kommission
angemessen die Umsetzung von Rentenreformen, bei
denen ein Mehrsäulen-System eingeführt wird, zu dem
eine gesetzliche, vollständig kapitalgedeckte Säule ge-
hört,  und  die  Nettokosten  der  von  der  öffentlichen
Hand finanzierten Säule. Besonders zu berücksichtigen
sind die Merkmale des im Zuge der Reform geschaffe-
nen Altersvorsorgesystems und insbesondere die Fra-
ge, ob es zur langfristigen Tragfähigkeit beiträgt, ohne
dabei die Risiken für die mittelfristige Haushaltslage zu
erhöhen.

[unter (4)] […] Allerdings werden diese Faktoren in den
Verfahrensschritten,  die  zur  Feststellung  eines  über-
mäßigen Defizits führen, bei der Bewertung der Einhal-
tung des Schuldenstandskriteriums berücksichtigt. 

3

3
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[nicht vorhanden]

e) Absatz 7 erhält folgende Fassung:

„7.  Im Fall  von Mitgliedstaaten,  in  denen das Defizit
den Referenzwert überschreitet oder die Anforderun-
gen  des  Defizitkriteriums  nach  Artikel  126  Absatz  2
Buchstabe b des Vertrags nicht erfüllt sind und in de-
nen dies die Umsetzung einer Rentenreform, bei der
ein Mehrsäulen-System eingeführt wird, zu dem eine
gesetzliche,  vollständig  kapitalgedeckte  Säule  gehört,
widerspiegelt,  berücksichtigen  die  Kommission  und
der Rat bei der Beurteilung der Entwicklungen bei den
Defizit- und Schuldenstandszahlen im Rahmen des Ver-
fahrens auch die Kosten der Reform der von der öf-
fentlichen Hand finanzierten Säule.  Wenn die  Schul-
denquote den Referenzwert überschreitet, werden die
Kosten der Reform nur dann berücksichtigt, wenn das
Defizit in der Nähe des Referenzwerts bleibt. Zu die-
sem Zweck werden während eines Zeitraums von fünf
Jahren ab dem Datum des Inkrafttretens einer solchen
Reform  deren  Nettokosten  und  ihr  Niederschlag  auf
die Entwicklung des Defizits und des Schuldenstands
auf  linear  degressiver  Basis  berücksichtigt.  Zusätzlich

(dc) Absatz 6 erhält folgende Fassung:

„6.  Hat  der  Rat  unter  Berücksichtigung  des  Stand-
punktes der Kommission auf der Grundlage von Arti-
kel  126  Absatz  6  AEUV beschlossen,  dass  in  einem
Mitgliedstaat ein übermäßiges Defizit besteht, so be-
rücksichtigen der Rat und die Kommission die in Ab-
satz 3 genannten einschlägigen Faktoren, da sie die
Lage  des  betreffenden  Mitgliedstaates  betreffen,
auch in den nachfolgenden Verfahrensschritten nach
Artikel  126 AEUV, einschließlich wie in Artikel 3 Ab-
satz 5 und Artikel 5 Absatz 2 dieser Verordnung aus-
geführt, insbesondere durch die Festlegung einer Frist
für die Beseitigung des übermäßigen Defizits und de-
ren mögliche Verlängerung.
Für den Beschluss des Rates nach Artikel 126 Absatz
12 AEUV über die Aufhebung einiger oder aller seiner
Beschlüsse nach Artikel 126 Absätze 6 bis 9 und 11
AEUV  werden  diese  einschlägigen  Faktoren  jedoch
nicht berücksichtigt.“;

(e) Absatz 7 erhält folgende Fassung:

„7.  Im Fall  von Mitgliedstaaten,  in  denen das Defizit
den Referenzwert überschreitet und in denen dies die
Umsetzung einer Rentenreform, bei der ein Mehrsäu-
len-System eingeführt wird,  zu dem eine gesetzliche,
vollständig  kapitalgedeckte  Säule  gehört,  widerspie-
gelt, berücksichtigen die Kommission und der Rat bei
der Beurteilung der Entwicklungen  der Defizitzahlen▌
im  Rahmen des Verfahrens  bei  einem übermäßigen
Defizit auch die Kosten der Reform ▌, solange das De-
fizit einen Wert, der als in der Nahe des Referenzwerts
liegend  betrachtet  werden  kann,  nicht  wesentlich
überschreitet  und  das  Verhältnis  des  öffentlichen
Schuldenstands zum BIP den Referenzwert nicht über-
schreitet, unter der Voraussetzung, dass die langfris-
tige  Tragfähigkeit  der  öffentlichen  Finanzen  insge-
samt aufrechterhalten wird.  Die  Nettokosten wer▌ -
den auch bei dem Beschluss des Rates nach Artikel 126
Absatz  12  AEUV über  die  Aufhebung  einiger  oder
sämtlicher Beschlüsse des Rates nach Artikel 126 Ab-
sätze 6 bis 9 und 11  AEUV berücksichtigt,  wenn das

(6)  Beschließt  der  Rat  gemäß  Artikel  126  Absatz  6
AEUV,  dass  in  einem  Mitgliedstaat  ein  übermäßiges
Defizit  besteht,  so  berücksichtigen  der  Rat  und  die
Kommission in den folgenden Verfahrensschritten des
Artikels 126 Absatz 6 AEUV die in Absatz 3 des vorlie-
genden Artikels genannten einschlägigen Faktoren, in-
soweit  sie die  Lage des betreffenden Mitgliedstaates
beeinflussen, einschließlich wie  in  Artikel  3  Absatz  5
und Artikel 5 Absatz 2 dieser Verordnung ausgeführt,
insbesondere bei der Festlegung einer Frist für die Be-
seitigung des übermäßigen Defizits und bei der mögli-
chen Verlängerung dieser Frist. Für den Beschluss des
Rates nach Artikel 126 Absatz 12 AEUV über die Aufhe-
bung einiger  oder  sämtlicher  seiner  Beschlüsse  nach
Artikel 126 Absätze 6 bis 9 und 11 AEUV werden diese
einschlägigen Faktoren jedoch nicht berücksichtigt.

(7)  Im Fall  von Mitgliedstaaten,  in  denen das Defizit
den Referenzwert überschreitet und in denen dies die
Umsetzung einer Rentenreform, bei der ein Mehrsäu-
len-System eingeführt wird,  zu dem eine gesetzliche,
vollständig  kapitalgedeckte  Säule  gehört,  widerspie-
gelt, berücksichtigen der Rat und die Kommission bei
der  Beurteilung  der  Entwicklungen  der  Defizitzahlen
im  Rahmen  des  Verfahrens  bei  einem  übermäßigen
Defizit auch die Kosten der Reform, solange das Defizit
einen Wert, der als in der Nähe des Referenzwerts lie-
gend betrachtet werden kann, nicht wesentlich über-
schreitet und die Schuldenstandsquote den Referenz-
wert nicht überschreitet, vorausgesetzt, dass die lang-
fristige  Tragfähigkeit  der  öffentlichen Finanzen insge-
samt aufrechterhalten wird. Die Nettokosten werden
auch bei dem Beschluss des Rates nach Artikel 126 Ab-
satz 12 AEUV über die Aufhebung einiger oder sämtli-
cher Beschlüsse des Rates nach Artikel 126 Absätze 6
bis 9 und 11 AEUV berücksichtigt, wenn das Defizit er-
heblich und stetig zurückgegangen ist und einen Wert
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werden während eines Übergangszeitraums von fünf
Jahren ab dem [Datum des Inkrafttretens dieser Ver-
ordnung einfügen] die Nettokosten der Reform und ihr
Niederschlag auf die Schuldenentwicklung unabhängig
vom Datum des Inkrafttretens der Reform auf linear
degressiver  Basis  berücksichtigt.  Die  so  ermittelten
Nettokosten werden auch bei dem Beschluss des Rates
nach Artikel 126 Absatz 12 des Vertrags über die Auf-
hebung einiger oder sämtlicher Beschlüsse des Rates
nach Artikel 126 Absätze 6 bis 9 und 11 des Vertrags
berücksichtigt, wenn das Defizit erheblich und laufend
zurückgegangen ist und einen Wert in Nähe des Refe-
renzwerts  erreicht  hat  und  wenn  bei  Nichterfüllung
der  Anforderungen  des  Schuldenstandskriterium  der
Schuldenstand  rückläufig  ist.  Gleichermaßen  berück-
sichtigt wird eine Verringerung dieser Nettokosten auf-
grund der teilweisen oder vollständigen Umkehrung ei-
ner oben genannten Reform der Rentensysteme.“

Defizit erheblich und laufend zurückgegangen ist und
einen Wert in Nahe des Referenzwerts erreicht hat .“.▌

in der Nähe des Referenzwerts erreicht hat.“

2a. 
Folgender 
Abschnitt 
wird 
eingefügt: 
[in finaler 
Version: 3.]

[nicht vorhanden] „ABSCHNITT 1a
WIRTSCHAFTLICHER DIALOG

Artikel 2a

Um den Dialog zwischen den Organen der Union, ins-
besondere  dem  Europäischen  Parlament,  dem  Rat
und der  Kommission  einerseits  und  den  nationalen
Parlamenten  und  Regierungen  oder  anderen  ein-
schlägigen Gremien andererseits zu vertiefen und ein
höheres  Maß  an  Transparenz  und  Rechenschafts-
pflicht  zu  gewährleisten,  kann  der  zuständige  Aus-
schuss  des  Europäischen  Parlaments  öffentliche  De-
batten  und  Anhörungen insbesondere in  Bezug auf
Artikel  126 Absatz 8 AEUV über die makroökonomi-
sche  und  haushaltspolitische  Überwachung  durch
den Rat und die Kommission durchführen.“

„ABSCHNITT 1A 
WIRTSCHAFTLICHER DIALOG 

Artikel 2a 

(1)  Zur Förderung des Dialogs zwischen den Organen
der Union, insbesondere zwischen dem Rat, dem Euro-
päischen Parlament und der Kommission, und im Hin-
blick auf die Gewährleistung eines höheren Maßes an
Transparenz  und  Rechenschaft  kann  der  zuständige
Ausschuss des Europäischen Parlaments den Vorsitzen-
den  des  Rates,  die  Kommission  und  gegebenenfalls
den Präsidenten des Europäischen Rates oder den Vor-
sitzenden  der  Eurogruppe  einladen,  vor  dem  Aus-
schuss zu erscheinen, um den Beschluss des Rates ge-
mäß Artikel 126 Absatz 6 AEUV, die Empfehlung gemäß
Artikel 126 Absatz 7 AEUV, die Inverzugsetzung gemäß
Artikel 126 Absatz 9 AEUV und die Beschlüsse des Ra-
tes gemäß Artikel 126 Absatz 11 AEUV zu erörtern.

[…] 

[es folgt eine detaillierte Aufzählung der Kontrollberei-
che des EP; dieser Artikel findet sich in sehr ähnlicher
Form  bereits  in  den  Abänderungen  des  EP  vom  23.
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Juni 2011 auf]

3. Artikel 
3 wird wie
folgt 
geändert: 
[in finaler 
Version: 
4.]

[nicht vorhanden]

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„2. Ist die Kommission der Auffassung, dass ein über-
mäßiges  Defizit  besteht,  so  legt  sie  unter  uneinge-
schränkter  Berücksichtigung der  Stellungnahme nach
Absatz 1 dem Rat gemäß Artikel 126 Absätze 5 und 6
des Vertrags eine Stellungnahme und einen Vorschlag
vor.“

b) In Absatz 3 wird die Bezugnahme auf „Artikel 4 Ab-
sätze 2 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 3605/93“ durch
eine Bezugnahme auf „Artikel 3 Absätze 2 und 3 der
Verordnung (EG) Nr. 479/2009“ ersetzt.

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„4. In der Empfehlung des Rates nach Artikel 126 Ab-
satz 7 des Vertrags wird dem betreffenden Mitglied-
staat eine Frist von höchstens sechs Monaten für die
Ergreifung  wirksamer  Maßnahmen  gesetzt.  In  der
Empfehlung des  Rates  wird  ferner  eine  Frist  für  die
Korrektur des übermäßigen Defizits gesetzt; diese Kor-
rektur sollte, sofern keine besonderen Umstände vor-
liegen, in dem Jahr erreicht werden, das auf die Fest-

(-a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

1. Hat die Kommission einen Bericht gemäß Artikel
126 Absatz 3 AEUV angenommen, so gibt der Wirt-
schafts- und Finanzausschuss gemäß Artikel 126 Ab-
satz 4 AEUV innerhalb von zehn Tagen eine Stellung-
nahme ab.“;

(a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

"2. Ist die Kommission der Auffassung, dass ein über-
mäßiges  Defizit  besteht,  so  legt  sie  unter  uneinge-
schränkter  Berücksichtigung der  Stellungnahme nach
Absatz 1 dem Rat gemäß Artikel 126 Absätze 5 und 6
AEUV eine Stellungnahme  und  eine Empfehlung vor
und unterrichtet das Europäische Parlament und das
Parlament des betreffenden Mitgliedstaats.“

(b) Absatz 3 ▌ erhält folgende Fassung:

"3. Der Rat entscheidet gemäß Artikel 126 Absatz 6
AEUV in der Regel innerhalb von zwei Monaten nach
den in Artikel 3 Absätze 2 und 3 der Verordnung (EG)
Nr. 479/2009 genannten Meldeterminen, ob ein über-
mäßiges Defizit besteht. Entscheidet der Rat, dass ein
übermäßiges Defizit besteht, so richtet er gleichzeitig
nach  Artikel  126  Absatz  7  AEUV  Empfehlungen  an
den betreffenden Mitgliedstaat.“

(c) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

"4. In der Empfehlung des Rates nach Artikel 126 Ab-
satz 7 AEUV wird dem betreffenden Mitgliedstaat eine
Frist von  nicht mehr als sechs Monaten  für die Er▌ -
greifung  wirksamer  Maßnahmen  gesetzt.  Wenn  der
Ernst der Lage es erfordert, kann die Frist für wirksa-
me Maßnahmen auf drei Monate verkürzt werden. In
der Empfehlung des Rates wird ferner eine Frist für die
Korrektur des übermäßigen Defizits gesetzt; diese Kor-

[nicht aufgenommen]

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ist die Kommission der Auffassung, dass ein über-
mäßiges Defizit besteht, so legt sie unter vollständiger
Berücksichtigung  der  Stellungnahme  nach  Absatz  1
dem Rat gemäß Artikel 126 Absätze 5 und 6 AEUV eine
Stellungnahme und einen Vorschlag vor und unterrich-
tet hiervon das Europäische Parlament.“ 

b) […] 

c) Absätze 4 und 5 erhalten folgende Fassung:

„(4) In der Empfehlung des Rates nach Artikel 126 Ab-
satz 7 AEUV wird dem betreffenden Mitgliedstaat eine
Frist von  höchstens sechs Monaten für die Ergreifung
wirksamer Maßnahmen gesetzt.  Wenn der Ernst der
Lage es erfordert, kann die Frist für wirksame Maßnah-
men drei Monate betragen. […] 

3
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stellung eines übermäßigen Defizits folgt. In der Emp-
fehlung  ersucht  der  Rat  den  Mitgliedstaat,  jährliche
Haushaltsziele zu erfüllen,  die auf der Grundlage der
die Empfehlung untermauernden Prognose mit  einer
jährlichen Mindestverbesserung des konjunkturberei-
nigten Saldos ohne Anrechnung einmaliger und befris-
teter Maßnahmen um einen als Richtwert dienenden
Satz von mindestens 0,5 % des BIP vereinbar sind, um
die Korrektur des übermäßigen Defizits innerhalb der
in der Empfehlung gesetzten Frist zu gewährleisten.“

d) Folgender Absatz 4a wird eingefügt:

„4a. Der betreffende Mitgliedstaat erstattet der Kom-
mission und dem Rat spätestens innerhalb der in Ab-
satz 4 vorgesehenen Frist von sechs Monaten Bericht
über  Maßnahmen,  die  er  aufgrund  der  Empfehlung
des Rates gemäß Artikel 126 Absatz 7 des Vertrags er-
griffen hat. Dieser Bericht enthält die mit der Empfeh-
lung des Rates nach Artikel 126 Absatz 7 des Vertrags
in Einklang stehenden Ziele für die Staatsausgaben und
diskretionären Maßnahmen auf Einnahmenseite sowie
Informationen  über  bereits  ergriffene  Maßnahmen
und  die  Art  der  zur  Erreichung  der  Ziele  geplanten
Maßnahmen. Der Bericht wird veröffentlicht.“

[nicht vorhanden]

rektur sollte, sofern keine besonderen Umstände vor-
liegen, in dem Jahr erreicht werden, das auf die Fest-
stellung eines übermäßigen Defizits folgt. In der Emp-
fehlung  ersucht  der  Rat  den  Mitgliedstaat,  jährliche
Haushaltsziele zu erfüllen,  die auf der Grundlage der
die Empfehlung untermauernden Prognose mit  einer
jährlichen Verringerung des Defizits des konjunkturbe-
reinigten Saldos ohne Anrechnung einmaliger und be-
fristeter Maßnahmen  mit mittelbaren oder unmittel-
baren Auswirkungen auf den Haushalt um einen als
Richtwert dienenden Satz von mindestens 0,5 % des
BIP vereinbar sind, um die Korrektur des übermäßigen
Defizits  innerhalb  der  in  der  Empfehlung  gesetzten
Frist zu gewährleisten.“

(d) Folgender Absatz  wird angefügt:▌

“4a. Der betreffende Mitgliedstaat erstattet der Kom-
mission und dem Rat spätestens innerhalb der in Ab-
satz 4 vorgesehenen Frist  Bericht über Maßnahmen,▌
die er aufgrund der Empfehlung des Rates gemäß Arti-
kel  126  Absatz  7  AEUV ergriffen hat.  Dieser  Bericht
enthält die mit der Empfehlung des Rates nach Artikel
126 Absatz 7 AEUV in Einklang stehenden Ziele für die
Staatsausgaben  und  diskretionären  Einnahmen  ein-
schließlich ihrer Höhe und ihrer Tendenz sowie Infor-
mationen über bereits ergriffene Maßnahmen und die
Art  der  zur  Erreichung der  Ziele  geplanten Maßnah-
men.  Die  Kommission  kann  bei  dem  betreffenden
Mitgliedstaat  zusätzliche  Informationen  anfordern.
Dieser Bericht wird veröffentlicht.“

(da) Der folgende Absatz wird eingefügt:

“4b. Der zuständige Ausschuss des Europäischen Par-
laments kann einen Vertreter des betreffenden Mit-
gliedstaats  einladen,  seine  Wirtschafts-  und  Haus-
haltspolitik und die beabsichtigten Maßnahmen zur
Bereinigung  der  übermäßigen  Defizitsituation  vor
dem Ausschuss zu erläutern. Der Mitgliedstaat kann
auch  darum  ersuchen,  dass  das  Europäische  Parla-
ment ihn zu demselben Zweck einlädt.“;

[…] 

(4a) […] 

[nicht aufgenommen]

1
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e) Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„5.  Sind in  Befolgung einer  Empfehlung  nach Artikel
126 Absatz 7 des Vertrags wirksame Maßnahmen er-
griffen  worden  und  treten  nach  der  Annahme  der
Empfehlung  unerwartete  nachteilige  wirtschaftliche
Ereignisse mit sehr ungünstigen Auswirkungen auf die
öffentlichen Finanzen ein, so kann der Rat auf Empfeh-
lung der Kommission eine geänderte Empfehlung nach
Artikel 126 Absatz 7 aussprechen. In der geänderten
Empfehlung kann unter Berücksichtigung der einschlä-
gigen Faktoren im Sinne von Artikel 2 Absatz 3 dieser
Verordnung namentlich die Frist für die Korrektur des
übermäßigen Defizits um in der Regel ein Jahr verlän-
gert werden. Der Rat beurteilt unter Zugrundelegung
der in seiner Empfehlung enthaltenen Wirtschaftspro-
gnose,  ob unerwartete nachteilige  wirtschaftliche Er-
eignisse  mit  sehr  ungünstigen  Auswirkungen auf  die
öffentlichen Finanzen vorliegen. Bei  einem schweren
allgemeinen  Konjunkturabschwung  kann  der  Rat  auf
Empfehlung der Kommission ferner beschließen, eine
geänderte Empfehlung nach Artikel 126 Absatz 7 des
Vertrags auszusprechen.“

(e) Absatz 5 erhält folgende Fassung:

"5.  Sind in  Befolgung einer  Empfehlung nach Artikel
126  Absatz  7  AEUV wirksame  Maßnahmen ergriffen
worden und treten nach der Annahme der Empfehlung
unerwartete nachteilige wirtschaftliche Ereignisse mit
sehr ungünstigen Auswirkungen auf die öffentlichen Fi-
nanzen ein, so kann der Rat auf Empfehlung der Kom-
mission eine geänderte Empfehlung nach Artikel 126
Absatz 7  AEUV aussprechen. In der geänderten Emp-
fehlung kann unter Berücksichtigung der einschlägigen
Faktoren nach Artikel 2 Absatz 3 dieser Verordnung na-
mentlich die Frist für die Korrektur des übermäßigen
Defizits um in der Regel  ein Jahr verlängert werden.
Der Rat beurteilt unter Zugrundelegung der in seiner
Empfehlung enthaltenen Wirtschaftsprognose, ob un-
erwartete  nachteilige  wirtschaftliche  Ereignisse  mit
sehr ungünstigen Auswirkungen auf die öffentlichen Fi-
nanzen vorliegen. Bei einem schweren Konjunkturab-
schwung  gemäß  Artikel  5  der  Verordnung  (EG)  Nr.
1466/97 kann der Rat auf Empfehlung der Kommission
ferner beschließen, eine geänderte Empfehlung nach
Artikel  126 Absatz 7  AEUV auszusprechen  unter  der
Voraussetzung,  dass  damit  die  mittelfristige steuer-
politische Nachhaltigkeit nicht gefährdet wird.“.

(5) […]

[…] Bei  einem  schweren  Konjunkturabschwung  im
Euro-Währungsgebiet  oder  in  der  Union  insgesamt
kann der Rat auf Empfehlung der Kommission ferner
beschließen, eine geänderte Empfehlung nach Artikel
126 Absatz 7 AEUV auszusprechen, vorausgesetzt, dies
gefährdet nicht die mittelfristige Tragfähigkeit  der öf-
fentlichen Finanzen.“ 

1

2

4. Artikel 4 
Absatz 2 er-
hält folgende
Fassung: [in 
finaler Versi-
on: „5. Arti-
kel 4 Absätze
1 und 2 er-
halten fol-
gende Fas-
sung“]

[nicht vorhanden]

„2. Bei der Prüfung, ob aufgrund seiner Empfehlungen
nach Artikel 126 Absatz des Vertrags wirksame Maß-

(a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

"1.  Wurde  festgestellt,  dass  keine  wirksamen Maß-
nahmen im Sinne von Artikel 126 Absatz 8 AEUV ge-
troffen wurden, und beschließt der Rat aufgrund des-
sen,  seine  Empfehlungen  zu  veröffentlichen,  so  er-
geht  dieser  Beschluss  unmittelbar  nach  Ablauf  der
gemäß Artikel 3 Absatz 4 dieser Verordnung gesetz-
ten  Frist.  Gleichzeitig  richtet  der  Rat  auf  Vorschlag
der Kommission einen förmlichen Bericht an den Eu-
ropäischen Rat.“;

(b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

"2. Bei der Prüfung, ob aufgrund seiner Empfehlungen
nach  Artikel  126  Absatz  7  AEUV wirksame  Maßnah-

„(1) Jeder Beschluss des Rates nach Artikel 126 Absatz
8 AEUV, seine Empfehlungen zu veröffentlichen, in de-
nen festgestellt wird, dass keine wirksamen Maßnah-
men getroffen wurden,  ergeht  unmittelbar  nach Ab-
lauf der gemäß Artikel 3 Absatz 4 dieser Verordnung
gesetzten Frist.

(2) Bei der Prüfung, ob aufgrund seiner Empfehlungen
nach Artikel 126 Absatz 7 AEUV wirksame Maßnahmen

3
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nahmen getroffen wurden, stützt sich der Rat auf den
vom  betreffenden Mitgliedstaat  gemäß Artikel  3  Ab-
satz 4a dieser Verordnung übermittelten Bericht und
dessen Umsetzung sowie jegliche weiteren öffentlich
bekanntgegebenen Beschlüsse der Regierung des be-
treffenden Mitgliedstaats.“

[nicht vorhanden]

[nicht vorhanden]

[nicht vorhanden]

men getroffen wurden, stutzt sich der Rat auf den vom
betreffenden Mitgliedstaat gemäß Artikel   Absatz 4a
dieser  Verordnung übermittelten Bericht und dessen
Umsetzung sowie jegliche weiteren öffentlich bekannt-
gegebenen Beschlüsse der Regierung des betreffenden
Mitgliedstaats.

Stellt  der  Rat gemäß Artikel  126 Absatz 8 des  Ver-
trags fest, dass der betreffende Mitgliedstaat keine
wirksamen Maßnahmen getroffen hat, so erstattet er
dem Europäischen Rat darüber Bericht.

Die Kommission kann Dialog- oder Überwachungsbe-
suche  vor  Ort  gemäß  Artikel  10a  durchführen.  Für
teilnehmende Mitgliedstaaten und am Wechselkurs-
mechanismus  II  teilnehmende  Mitgliedstaaten  wer-
den  diese  Besuche  in  Verbindung  mit  der  Europäi-
schen Zentralbank durchgeführt. Die Kommission be-
richtet  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat
über die Ergebnisse ihres Besuchs und veröffentlicht
ihre Feststellungen.

2a.  Das  Europäische  Parlament  wird  über  die  Ent-
wicklungen nach den Absätzen 1 und 2 unterrichtet.“.

[…].

Stellt der Rat gemäß Artikel 126 Absatz 8 AEUV fest,
dass  der  betreffende  Mitgliedstaat  keine  wirksamen
Maßnahmen getroffen hat, so erstattet er dem Euro-
päischen Rat darüber entsprechend Bericht.“ 

[nicht aufgenommen]

[nicht aufgenommen]

3

3

3

5. Artikel 5 
wird wie 
folgt geän-
dert: [in fi-
naler Versi-
on: „6. Arti-
kel 5 Absätze
1 und 2 er-
halten fol-
gende Fas-
sung“]

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„1. Beschließt der Rat, den betreffenden teilnehmen-
den Mitgliedstaat gemäß Artikel 126 Absatz 9 des Ver-
trags mit der Maßgabe in Verzug zu setzen, Maßnah-
men zum Defizitabbau zu treffen, so ergeht dieser Be-
schluss innerhalb von zwei Monaten, nachdem der Rat
gemäß Artikel 126 Absatz 8 festgestellt hat, dass keine
wirksamen Maßnahmen ergriffen wurden.  In  der  In-
verzugsetzung ersucht der Rat den Mitgliedstaat, jähr-
liche Haushaltsziele zu erfüllen, die auf der Grundlage
der die Empfehlung untermauernden Prognose mit ei-
ner jährlichen Mindestverbesserung des konjunkturbe-
reinigten Saldos ohne Anrechnung einmaliger und be-
fristeter Maßnahmen um einen als Richtwert dienen-
den Satz von mindestens 0,5 % des BIP vereinbar sind,
um die Korrektur des übermäßigen Defizits innerhalb
der in der Inverzugsetzung gesetzten Frist zu gewähr-

(a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

"1. Beschließt der Rat,  dem betreffenden teilnehmen-
den Mitgliedstaat gemäß Artikel 126 Absatz 9  AEUV
mitzuteilen,  dass  er Maßnahmen  zum  Defizitabbau
treffen muss, so ergeht dieser Beschluss innerhalb von
zwei  Monaten,  nachdem der  Rat  gemäß Artikel  126
Absatz 8 festgestellt hat, dass keine wirksamen Maß-
nahmen ergriffen wurden.  In  der  Mitteilung ersucht
der Rat den Mitgliedstaat, jährliche Haushaltsziele zu
erfüllen, die auf der Grundlage der die Empfehlung un-
termauernden Prognose mit einer jährlichen Verringe-
rung  des  Defizits des  konjunkturbereinigten  Saldos
ohne Anrechnung einmaliger und befristeter Maßnah-
men mit mittelbaren oder unmittelbaren Auswirkun-
gen auf den Haushalt um einen als Richtwert dienen-
den Satz von mindestens 0,5 % des BIP vereinbar sind,
um die Korrektur des übermäßigen Defizits innerhalb

„(1) […] 2
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leisten. Der Rat gibt zudem Maßnahmen an, die der Er-
füllung dieser Ziele förderlich sind.“

b) Folgender Absatz 1a wird eingefügt:

„1a. Nach der Inverzugsetzung des Rates gemäß Artikel
126  Absatz  9  des  Vertrags  erstattet  der  betreffende
Mitgliedstaat der Kommission und dem Rat über die
aufgrund  der  Inverzugsetzung  des  Rates  ergriffenen
Maßnahmen Bericht.  Dieser  Bericht enthält  die Ziele
für  die  Staatsausgaben  und  diskretionären  Maßnah-
men  auf  Einnahmenseite  sowie  Informationen  über
die aufgrund der spezifischen Empfehlungen des Rates
ergriffenen Maßnahmen, um es dem Rat zu ermögli-
chen, erforderlichenfalls den Beschluss gemäß Artikel
6 Absatz 2 dieser Verordnung zu erlassen. Der Bericht
wird veröffentlicht.“

c) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„2. Sind in Befolgung einer Inverzugsetzung nach Arti-
kel 126 Absatz 9 des Vertrags wirksame Maßnahmen
ergriffen worden und treten nach der Annahme dieser
Inverzugsetzung  unerwartete  nachteilige  wirtschaftli-
che Ereignisse mit sehr ungünstigen Auswirkungen auf

der in der Mitteilung gesetzten Frist zu gewährleisten.
Der Rat gibt zudem Maßnahmen an, die der Erfüllung
dieser Ziele förderlich sind.“;

(b) Folgender Absatz 1a wird eingefügt:

‘1a. Nach der Mitteilung des Rates gemäß Artikel 126
Absatz 9 AEUV erstattet der betreffende Mitgliedstaat
dem  Europäischen  Parlament,  der  Kommission  und
dem Rat über die aufgrund der  Mitteilung des Rates
ergriffenen Maßnahmen Bericht.
Dieser Bericht enthält  Ziele für die Staatsausgaben▌
und  diskretionären  Einnahmen  einschließlich  ihrer
Höhe und ihrer Tendenz sowie Informationen über die
aufgrund der spezifischen Empfehlungen des Rates er-
griffenen  Maßnahmen,  um  es  dem  Rat  zu  ermögli-
chen, erforderlichenfalls den Beschluss gemäß Artikel
6 Absatz 2 dieser Verordnung zu erlassen.  Die Kom-
mission überwacht und beurteilt die zur Bewältigung
des  übermäßigen  Defizits  ergriffenen  Anpassungs-
maßnahmen auf der Grundlage von Besuchen gemäß
Artikel 10a und erstellt einen Bericht für den Rat.
Dieser Bericht wird veröffentlicht.“

(ba) Der folgende Absatz wird eingefügt:

"1b. Der zuständige Ausschuss des Europäischen Par-
laments kann den betreffenden Mitgliedstaat einla-
den, seine Wirtschafts- und Haushaltspolitik und die
beabsichtigten  Maßnahmen  zur  Bereinigung  der
übermäßigen Defizitsituation vor dem Ausschuss zu
erläutern. Der Mitgliedstaat kann auch darum ersu-
chen, dass das Europäische Parlament ihn zu demsel-
ben Zweck einlädt.“;

(c) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

"2. Sind in Befolgung einer  Empfehlung nach Artikel
126 Absatz  7 AEUV wirksame Maßnahmen ergriffen
worden  und treten nach der  Annahme  der  Empfeh-
lung unerwartete nachteilige wirtschaftliche Ereignisse
mit  sehr  ungünstigen  Auswirkungen  auf  die  öffentli-

(1a) […] 

[nicht aufgenommen]

(2) […] 

2

3

1
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die öffentlichen Finanzen ein, so kann der Rat auf Emp-
fehlung der Kommission eine geänderte Inverzugset-
zung nach Artikel 126 Absatz 9 des Vertrags ausspre-
chen. In dieser geänderten Inverzugsetzung kann unter
Berücksichtigung der in Artikel 2 Absatz 3 dieser Ver-
ordnung genannten einschlägigen Faktoren namentlich
die Frist für die Korrektur des übermäßigen Defizits um
in der Regel ein Jahr verlängert werden. Der Rat beur-
teilt  unter Zugrundelegung der in seiner Inverzugset-
zung enthaltenen Wirtschaftsprognose, ob unerwarte-
te  nachteilige  wirtschaftliche Ereignisse  mit  sehr  un-
günstigen Auswirkungen auf die öffentlichen Finanzen
vorliegen.  Im Falle eines schweren allgemeinen Kon-
junkturabschwungs kann der Rat auf Empfehlung der
Kommission ferner beschließen, eine geänderte Inver-
zugsetzung nach Artikel 126 Absatz 9 des Vertrags aus-
zusprechen.“

chen Finanzen ein, so kann der Rat auf Empfehlung der
Kommission eine geänderte  Empfehlung nach  Artikel
126 Absatz  7 AEUV aussprechen. In  der geänderten
Empfehlung kann unter Berücksichtigung der einschlä-
gigen Faktoren  gemäß Artikel 2 Absatz 3 dieser Ver-
ordnung  namentlich  die  Frist  für  die  Korrektur  des
übermäßigen Defizits um in der Regel ein Jahr verlän-
gert werden. Der Rat beurteilt unter Zugrundelegung
der in seiner Empfehlung enthaltenen Wirtschaftspro-
gnose,  ob unerwartete nachteilige  wirtschaftliche Er-
eignisse  mit  sehr  ungünstigen  Auswirkungen auf  die
öffentlichen Finanzen vorliegen. Bei  einem schweren
Konjunkturabschwung  kann  der  Rat  auf  Empfehlung
der  Kommission  ferner  beschließen,  eine  geänderte
Empfehlung nach  Artikel  126 Absatz  7 AEUV  auszu-
sprechen  unter  der  Voraussetzung,  dass  damit  die
mittelfristige  steuerpolitische  Nachhaltigkeit  nicht
gefährdet wird.“.

[…] , vorausgesetzt, dies gefährdet nicht die mittelfris-
tige Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen.“ 

2

6. Artikel 6 
erhält fol-
gende Fas-
sung: [in fi-
naler Versi-
on: „7. Arti-
kel 6 bis 8 
erhalten fol-
gende Fas-
sung:“]

1. Bei der Prüfung, ob aufgrund seiner Inverzugsetzung
nach Artikel 126 Absatz 9 des Vertrags wirksame Maß-
nahmen getroffen wurden, stützt sich der Rat auf den
vom  betreffenden Mitgliedstaat  gemäß Artikel  5  Ab-
satz 1a dieser Verordnung übermittelten Bericht und
dessen Umsetzung sowie jegliche weiteren öffentlich
bekanntgegebenen Beschlüsse der Regierung des be-
treffenden Mitgliedstaats.

2. Sind die Voraussetzungen für eine Anwendung des
Artikels 126 Absatz 11 des Vertrags erfüllt, so verhängt
der Rat Sanktionen gemäß Artikel 126 Absatz 11. Ein
entsprechender  Beschluss  ergeht  innerhalb  von  vier
Monaten nach dem Beschluss des Rates,  den betref-
fenden  teilnehmenden  Mitgliedstaat  gemäß  Artikel
126 Absatz 9 mit  der Maßgabe in  Verzug  zu setzen,
Maßnahmen zum Defizitabbau zu treffen.“

1. Bei der Prüfung, ob aufgrund seiner Mitteilung nach
Artikel 126 Absatz 9 AEUV wirksame Maßnahmen ge-
troffen wurden, stutzt sich der Rat auf den vom betref-
fenden Mitgliedstaat gemäß Artikel 5 Absatz 1a dieser
Verordnung übermittelten Bericht und dessen Umset-
zung sowie jegliche weiteren öffentlich bekanntgege-
benen Beschlüsse der Regierung des betreffenden Mit-
gliedstaats sowie auf das Ergebnis des in Artikel 5 Ab-
satz 1a genannten Berichts der Kommission.

2. Sind die Voraussetzungen für eine Anwendung des
Artikels 126 Absatz 11 AEUV erfüllt,  so verhängt der
Rat Sanktionen gemäß Artikel 126 Absatz 11 AEUV. Ein
entsprechender Beschluss ergeht innerhalb von  zwei
Monaten nach dem Beschluss des Rates,  dem betref-
fenden  teilnehmenden  Mitgliedstaat  gemäß  Artikel
126 Absatz 9  AEUV mitzuteilen, dass er Maßnahmen
zum Defizitabbau treffen muss.“.

„Artikel 6 

(1) […] 

[…] Das Ergebnis der von der Kommission gemäß Arti-
kel 10a der vorliegenden Verordnung durchgeführten
Überwachungsbesuche wird berücksichtigt.

(2) […] 

1

2

2

7. [in finaler 
Version: un-

In Absatz 7 wird die Bezugnahme auf „Artikel 4 Absät-
ze 2 und 3 der Verordnung (EG) Nr.  3605/93“ durch

„Artikel 7 Artikel 7
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ter „7. Arti-
kel 6 bis 8 
erhalten fol-
gende Fas-
sung:“]

eine Bezugnahme auf „Artikel 3 Absätze 2 und 3 der
Verordnung (EG) Nr. 479/2009“ ersetzt.

„Kommt ein teilnehmender Mitgliedstaat den aufein-
ander folgenden Beschlüssen des Rates gemäß Arti-
kel 126 Absätze 7 und 9 AEUV nicht nach, so fasst der
Rat  den  Beschluss,  gemäß  Artikel  126  Absatz  11
AEUV Sanktionen zu verhängen,  in der  Regel  inner-
halb von sechzehn Monaten nach den in Artikel 3 Ab-
sätze 2 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 479/2009 nie-
dergelegten Meldeterminen. Im Falle der Anwendung
von Artikel 3 Absatz 5 oder von Artikel 5 Absatz 2 die-
ser  Verordnung  ändert  sich  die  Frist  von  sechzehn
Monaten  entsprechend.  Bei  einem bewusst  geplan-
ten Defizit, das nach Feststellung des Rates übermä-
ßig ist, wird ein Eilverfahren angewendet. 
Der  zuständige  Ausschuss  des  Europäischen  Parla-
ments kann den Mitgliedstaat einladen, ihm Bericht
zu erstatten.“

Kommt ein teilnehmender Mitgliedstaat den aufeinan-
der folgenden Akten des Rates gemäß Artikel 126 Ab-
sätze 7 und 9 AEUV nicht nach, so fasst der Rat den Be-
schluss, gemäß Artikel 126 Absatz 11 AEUV Sanktionen
zu  verhängen,  in  der  Regel  innerhalb  von  sechzehn
Monaten nach den in Artikel 3 Absätze 2 und 3 der
Verordnung (EG) Nr. 479/2009 niedergelegten Melde-
terminen. Im Falle der Anwendung von Artikel 3 Absatz
5 oder von Artikel 5 Absatz 2 dieser Verordnung wird
die  Frist  von sechzehn Monaten entsprechend ange-
passt. Bei einem bewusst geplanten Defizit, das nach
Feststellung des Rates übermäßig ist,  wird ein Eilver-
fahren angewandt. 
[nicht aufgenommen]

3

3

7a. Folgen-
der Artikel 
wird einge-
fügt:

[nicht vorhanden] „ABSCHNITT 7a
Treffen zwischen den Parlamenten

Gibt  es  eine  Einladung  zu  einem  Treffen  zwischen
dem zuständigen Ausschuss des Europäischen Parla-
ments und einem Mitgliedstaat zur Erläuterung eines
Standpunkts,  einer  erforderlichen  Maßnahme  oder
einer Abweichung von den Anforderungen in dieser
Verordnung,  wird  das  Treffen  einberufen  unter  der
Schirmherrschaft entweder 

a) des Europäischen Parlaments;

b) des Parlaments des Mitgliedstaats; oder

c) des Parlaments des rotierenden Ratsvorsitzes.“.

[nicht aufgenommen] 3

8. Artikel 8 
erhält fol-
gende Fas-
sung: [in fi-
naler Versi-
on: unter „7.
Artikel 6 bis 

„Artikel 8

Beschließt der Rat, Sanktionen gemäß Artikel 126 Ab-
satz 11 des Vertrags zu verschärfen, so ergeht dieser
Beschluss innerhalb von zwei Monaten nach den Mel-
determinen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 479/2009.
Beschließt  der  Rat,  einige  oder  sämtliche  seiner  Be-
schlüsse gemäß Artikel 126 Absatz 12 des Vertrags auf-
zuheben, so ergeht dieser Beschluss so bald wie mög-

„Artikel 8

Beschließt der Rat, Sanktionen gemäß Artikel 126 Ab-
satz  11  AEUV zu  verschärfen,  so  ergeht  dieser  Be-
schluss innerhalb von zwei Monaten nach den Melde-
terminen gemäß der  Verordnung (EG)  Nr.  479/2009.
Beschließt  der  Rat,  einige  oder  sämtliche  seiner  Be-
schlüsse gemäß Artikel 126 Absatz 12  AEUV aufzuhe-
ben,  so ergeht  dieser  Beschluss  nach Anhörung des

Artikel 8 

[…] 2
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8 erhalten 
folgende 
Fassung:“]

lich  und auf  jeden Fall  innerhalb  von  zwei  Monaten
nach den Meldeterminen gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 479/2009.“

Europäischen Parlaments innerhalb von zwei Monaten
nach den Meldeterminen gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 479/2009.

9. [in finaler 
Version 8.]

In Artikel 9 Absatz 3 wird die Bezugnahme auf „Artikel
6“ durch eine Bezugnahme auf „Artikel 6 Absatz 2“ er-
setzt.

[…] […] 

10. Artikel 10
wird wie 
folgt geän-
dert: [in fi-
naler Versi-
on: 9.]

a) In Absatz 1 erhält der einleitende Satz folgende Fas-
sung:

„1. Die Kommission und der Rat überwachen regelmä-
ßig die Durchführung der Maßnahmen,“

b) In Absatz 3 wird die Bezugnahme auf die „Verord-
nung (EG)  Nr.  3605/93“ durch eine Bezugnahme auf
die „Verordnung (EG) Nr. 479/2009“ ersetzt.

(a) […] 

(aa) Der folgende Absatz wird eingefügt:

“1a. Die Kommission und der Rat erstatten dem Euro-
päischen Parlament über ihre Feststellungen gemäß
Absatz 1 Bericht.“;

(b) […] 

a) […] 

[nicht aufgenommen]

b) […] 

3

10a. Folgen-
der Artikel 
wird einge-
fügt: [in fina-
ler Version: 
10.]

[nicht vorhanden] „Artikel 10a

1. Die Kommission gewährleistet gemäß den Zielen
dieser  Verordnung  einen  ständigen  Dialog  mit  den
Behörden  der  Mitgliedstaaten.  Zu  diesem  Zweck
führt die Kommission in allen Mitgliedstaaten Besu-
che im Hinblick auf einen regelmäßigen Dialog und
gegebenenfalls eine Überwachung durch.

Die Kommission kann Vertreter der Europäischen Zen-
tralbank oder anderer einschlägiger Institutionen zur
Teilnahme  an  den  Dialog-  und  Überwachungsbesu-
chen einladen, sofern sie dies für angezeigt hält.

„Artikel 10a 

(1) Die Kommission gewährleistet einen ständigen Dia-
log mit den Behörden der Mitgliedstaaten im Einklang
mit den Zielen dieser Verordnung. Dazu führt die Kom-
mission insbesondere Besuche zur Prüfung der aktuel-
len  Wirtschaftslage  im  Mitgliedstaat  und  zur  Ermitt-
lung möglicher Risiken oder Probleme im Zusammen-
hang mit der Umsetzung der Ziele dieser Verordnung
durch.

(3) Die Kommission kann gegebenenfalls Vertreter der
Europäischen Zentralbank einladen, an Überwachungs-
besuchen in einen Mitgliedstaat, dessen Währung der
Euro ist oder der am Abkommen vom 16. März 2006
zwischen der Europäischen Zentralbank und den natio-

3

3
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2.  Bei  ihren  Dialog-  und  Überwachungsbesuchen
übermittelt  die  Kommission  dem  betreffenden  Mit-
gliedstaat  gegebenenfalls  ihre  vorläufigen  Feststel-
lungen im Hinblick auf Bemerkungen.

3. Im Rahmen der Dialogbesuche überprüft die Kom-
mission die aktuelle Wirtschaftslage im Mitgliedstaat
und ermittelt mögliche Risiken oder Probleme bei der
Erfüllung der Ziele dieser Verordnung.

4. Im Rahmen der Überwachungsbesuche beobachtet
die Kommission die Verfahren und überprüft, dass im
Einklang  mit  den  Beschlüssen  des  Rates  oder  der
Kommission  gemäß  den  Zielen  dieser  Verordnung
Maßnahmen ergriffen wurden.
Überwachungsbesuche  finden  nur  in  außerordentli-
chen Fällen und nur dann statt, wenn hinsichtlich der
Erfüllung dieser Ziele erhebliche Risiken oder Proble-
me bestehen.

5. Die Kommission unterrichtet den Wirtschafts- und
Finanzausschuss über die Gründe der Überwachungs-
besuche.

6.  Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  alle  erforderlichen
Maßnahmen, um die Dialog-  und Überwachungsbe-
suche  zu  erleichtern.  Auf  Ersuchen  der  Kommission
gewährleisten  die  Mitgliedstaaten  auf  freiwilliger
Grundlage die Unterstützung aller einschlägigen na-
tionalen Behörden für  die  Vorbereitung und Durch-
führung der Dialog- und Überwachungsbesuche.

nalen Zentralbanken der nicht dem Euro-Währungsge-
biet  angehörenden  Mitgliedstaaten  über  die  Funkti-
onsweise eines Wechselkursmechanismus in der drit-
ten  Stufe  der  Wirtschafts-  und  Währungsunion  (*)
(WKM II) teilnimmt, teilzunehmen. 

(5)  Bei der organisatorischen Vorbereitung der in Ab-
satz  2  genannten  Überwachungsbesuche  übermittelt
die Kommission den betreffenden Mitgliedstaaten ihre
vorläufigen Befunde, damit  diese Bemerkungen dazu
formulieren können. 

[nicht aufgenommen]

(2)  Eine verstärkte Überwachung zum Zwecke der Be-
obachtung vor Ort kann für Mitgliedstaaten vorgese-
hen werden, die Gegenstand von Empfehlungen und
Inverzugsetzungen aufgrund eines Beschlusses gemäß
Artikel 126 Absatz 8 AEUV oder von Beschlüssen nach
Artikel 126 Absatz 11 AEUV sind. […] 

[nicht aufgenommen]

[unter (2)] […] Die betreffenden Mitgliedstaaten stellen
alle zur Vorbereitung und zur Durchführung der Besu-
che erforderlichen Informationen zur Verfügung.

[…] 
___________ 
(*) ABl. C 73 vom 25.3.2006, S. 21.“ 

3

3

3

3

3
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11. Artikel 11
erhält fol-
gende Fas-
sung: [in fi-
naler Versi-
on: „11. Arti-
kel 11 und 
12 erhalten 
folgende 
Fassung:“]

„Artikel 11

Beschließt  der  Rat  Sanktionen  gegen  einen  teilneh-
menden  Mitgliedstaat  gemäß  Artikel  126  Absatz  11
des Vertrags, so wird in der Regel eine Geldbuße ver-
hängt.  Der  Rat  kann  beschließen,  diese  Geldbuße
durch andere in Artikel 126 Absatz 11 des Vertrags vor-
gesehene Maßnahmen zu ergänzen.“

„Artikel 11

Beschließt  der  Rat  Sanktionen  gegen  einen  teilneh-
menden  Mitgliedstaat  gemäß  Artikel  126  Absatz  11
AEUV,  so wird in der Regel eine Geldbuße verhängt.
Der Rat kann beschließen, diese Geldbuße durch ande-
re in Artikel 126 Absatz 11  AEUV vorgesehene Maß-
nahmen zu ergänzen.“

Der  zuständige  Ausschuss  des  Europäischen  Parla-
ments  kann  den  betreffenden  Mitgliedstaat  inner-
halb von drei Monaten nach Mitteilung der Sanktio-
nen gemäß Absatz 1 einladen,  vor ihm darzulegen,
warum er trotz der erhaltenen Warnungen das über-
mäßige Defizit nicht korrigiert hat. Der Mitgliedstaat
kann  auch  darum  ersuchen,  dass  das  Europäische
Parlament ihn zu demselben Zweck einlädt.“.

„Artikel 11 

[…] 

[nicht aufgenommen]

1

3

12. Artikel 12
erhält fol-
gende Fas-
sung: [in fi-
naler Versi-
on: „11. Arti-
kel 11 und 
12 erhalten 
folgende 
Fassung:“]

„Artikel 12

1. Der Betrag der Geldbuße setzt sich aus einer festen
Komponente in Höhe von 0,2 % des BIP und einer va-
riablen Komponente zusammen. Die variable Kompo-
nente  beläuft  sich  auf  ein  Zehntel  des  Unterschieds
zwischen dem als Prozentsatz des BIP des vergangenen
Jahres ausgedrückten Defizit und entweder dem Refe-
renzwert  des  öffentlichen  Defizits  oder,  wenn  die
Nichteinhaltung der Haushaltsdisziplin auch das Schul-
denstandskriterium  betrifft,  dem  als  Prozentsatz  des
BIP  ausgedrückten  gesamtstaatlichen  Haushaltssaldo,
der im gleichen Jahr gemäß der Inverzugsetzung nach
Artikel  126  Absatz  9  des  Vertrags  erreicht  werden
musste.

„Artikel 12

1. Der Betrag der Geldbuße setzt sich aus einer festen
Komponente in Höhe von 0,2 % des BIP und einer va-
riablen  Komponente zusammen.  Die  Festlegung der
variablen Komponente beruht auf einer Prüfung der
Frage  durch  den  Rat,  inwieweit  der  teilnehmende
Mitgliedstaat  wirksame  Maßnahmen  ergriffen  hat.
Vertritt  der  Rat  die  Auffassung,  dass  der  Mitglied-
staat  wirksame Maßnahmen ergriffen  hat,  so wird
keine  variable  Komponente  angewendet.  Der  Be-
schluss,  keine  variable  Komponente  anzuwenden,
wird  mit  qualifizierter  Mehrheit  gefasst.  Wird  die
Auffassung vertreten, dass der betreffende Mitglied-
staat keine wirksamen Maßnahmen ergriffen hat, so
beläuft sich die variable Komponente auf ein Zehntel
des Unterschieds zwischen dem als Prozentsatz des BIP
des  vergangenen  Jahres  ausgedruckten  Defizit  und
entweder dem Referenzwert des öffentlichen Defizits
oder, wenn die Nichteinhaltung der Haushaltsdisziplin
auch  das  Schuldenstandskriterium  betrifft,  dem  als
Prozentsatz des BIP ausgedruckten gesamtstaatlichen
Haushaltssaldo, der im gleichen Jahr gemäß der  Mit-
teilung nach Artikel 126 Absatz 9 des Vertrags erreicht
werden musste.

Artikel 12 

(1) […] 2
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2. In jedem Folgejahr bis zur Aufhebung des Beschlus-
ses über das Vorliegen eines übermäßigen Defizits be-
urteilt der Rat, ob der betreffende teilnehmende Mit-
gliedstaat  aufgrund einer  Inverzugsetzung durch den
Rat nach Artikel 126 Absatz 9 des Vertrags wirksame
Maßnahmen getroffen hat.  Im Rahmen dieser  jährli-
chen Beurteilung beschließt der Rat nach Artikel 126
Absatz 11 des Vertrags, die Sanktionen zu verschärfen,
es sei denn, der teilnehmende Mitgliedstaat ist der In-
verzugsetzung  durch  den  Rat  nachgekommen.  Wird
eine zusätzliche Geldbuße beschlossen, so wird diese
auf die gleiche Art berechnet wie die variable Kompo-
nente der Geldbuße nach Absatz 1.

3. Eine einzelne Geldbuße nach den Absätzen 1 und 2
darf  die  Obergrenze  von  0,5  %  des  BIP  nicht  über-
schreiten.“

2. In jedem Folgejahr bis zur Aufhebung des Beschlus-
ses über das Vorliegen eines übermäßigen Defizits be-
urteilt der Rat, ob der betreffende teilnehmende Mit-
gliedstaat  aufgrund  einer  Mitteilung durch  den  Rat
nach  Artikel  126  Absatz  9  AEUV wirksame  Maßnah-
men getroffen hat. Im Rahmen dieser jährlichen Beur-
teilung beschließt der Rat nach Artikel 126 Absatz 11
AEUV, die Sanktionen zu verschärfen, es sei denn, der
teilnehmende  Mitgliedstaat  ist  der  Mitteilung  durch
den Rat nachgekommen. Wird eine zusätzliche Geld-
buße beschlossen, so wird diese auf die gleiche Art be-
rechnet  wie  die  variable  Komponente  der  Geldbuße
nach Absatz 1.

3. Eine einzelne Geldbuße nach den Absätzen 1 und 2
darf  die  Obergrenze  von  0,2 %  des  BIP  nicht  über-
schreiten.“

(2) […] 

(3) […] 2

13. [in fina-
ler Version: 
12.]

Artikel 13 wird aufgehoben; die in Artikel 15 enthalte-
ne Bezugnahme auf Artikel 13 wird durch eine Bezug-
nahme auf „Artikel 12“ ersetzt.

[…] […]

14. Artikel 16
erhält fol-
gende Fas-
sung: [in fi-
naler Versi-
on: 13.]

„Artikel 16

Die Geldbußen nach Artikel 12 dieser Verordnung stel-
len sonstige Einnahme gemäß Artikel 311 des Vertrags
dar  und  werden unter  den teilnehmenden Mitglied-
staaten, die kein übermäßiges Defizit im Sinne von Ar-
tikel 126 Absatz 6 des Vertrags aufweisen und gegen
die kein Verfahren bei einem übermäßigen Ungleichge-
wicht im Sinne der Verordnung (EU) Nr. […/…] eingelei-
tet  wurde,  entsprechend ihrem jeweiligen Anteil  am
gesamten Bruttonationaleinkommen (BNE) dieser Mit-
gliedstaaten aufgeteilt.“

„Artikel 16

Gemäß Artikel 12 dieser Verordnung  eingenommene
Geldbusen stellen sonstige Einnahmen  gemäß Artikel
311 AEUV dar und werden einem Stabilitätsmechanis-
mus  für  die  Mitgliedstaaten,  die  als  Währung  den
Euro  haben,  zugewiesen.  Bis  zur  Schaffung  dieses
Mechanismus  werden  die  Geldbußen als  Mittel  für
die  auf  Risikobeteiligung  beruhenden  Finanzinstru-
mente  zugunsten  von  Projekten  mit  Bedeutung für
die Europäische Union, die die Europäische Investiti-
onsbank gemäß den Bestimmungen des den Verträ-
gen beigefügten Protokolls Nr. 5 über das Statut der
Europäischen  Investitionsbank  finanziert,  zugewie-
sen.“

„Artikel 16 

Die Geldbußen nach Artikel 12 stellen sonstige Einnah-
men im Sinne von Artikel 311 AEUV dar und werden
der  Europäischen  Finanzstabilisierungsfazilität  zuge-
wiesen.  Sobald  die  teilnehmenden  Mitgliedstaaten
einen anderen Stabilitätsmechanismus für die Bereit-
stellung  von  Finanzhilfen  zur  Wahrung  der  Stabilität
des Euro-Währungsgebiets insgesamt einrichten, wird
der Betrag der Geldbußen diesem Mechanismus zuge-
wiesen.“

2

14a. Folgen- [nicht vorhanden] „Artikel 17a „Artikel 17a 
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der Artikel 
wird einge-
fügt: [in fi-
naler Versi-
on: 14.]

1. Bis ... * und danach alle drei Jahre veröffentlicht
die  Kommission  einen Bericht  über  die  Anwendung
dieser Verordnung.

2. Der Bericht und alle damit zusammenhängenden
Vorschläge werden dem Europäischen Parlament und
dem Rat übermittelt.

3. Wenn in dem Bericht Behinderungen für ein ord-
nungsgemäßes  Funktionieren  der  in  den  Verträgen
über die  Wirtschafts-  und Währungsunion enthalte-
nen Regeln und Bestimmungen festgestellt  werden,
so muss  er  die  notwendigen Empfehlungen an  den
Europäischen Rat enthalten.

4.  Artikel  2 Absatz 1a findet  keine Anwendung auf
einen Mitgliedstaat, gegen den zum Zeitpunkt des Er-
lasses dieser Verordnung ein Verfahren wegen über-
mäßigen Defizits anhängig ist, wenn der betreffende
Mitgliedstaat  seinem  Stabilitäts-  oder  Konvergenz-
programm und den diesbezüglichen Stellungnahmen
des Rates nachkommt. Artikel 2 Absatz 1a gilt nach
Aufhebung dieses Verfahrens.“.

(1) Bis 14. Dezember 2014 und danach alle fünf Jahre
veröffentlicht die Kommission einen Bericht über die
Anwendung dieser Verordnung.

[…] 

(3) Der Bericht wird dem Europäischen Parlament und
dem Rat übermittelt.“

[unter (1)] […] b) die Fortschritte bei der Sicherstellung
einer engeren Koordination der Wirtschaftspolitik und
einer nachhaltigen Konvergenz der Wirtschaftsleistung
der Mitgliedstaaten nach Maßgabe des AEUV. 

[nicht aufgenommen]

[…] 

3

3

3

3

15. Die in der Verordnung enthaltenen Bezugnahmen auf
„Artikel 104“ werden durchgängig durch Bezugnahmen
auf „Artikel 126 des Vertrags“ ersetzt.

[…] […] 

16. In Absatz 2 des Anhangs werden die in Spalte 1 enthal-
tenen Bezugnahmen auf „Artikel 4 Absätze 2 und 3 der
Verordnung (EG) Nr. 3605/93“ durch Bezugnahmen auf
„Artikel  3  Absätze  2  und 3  der  Verordnung (EG)  Nr.
479/2009“ ersetzt.

[…] […] 
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Artikel 2 Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union
in Kraft.

[…] 

Bei einem Mitgliedstaat, gegen den am [Datum des
Erlasses  dieser  Verordnung  –  noch  einzufügen]  ein
Verfahren wegen eines übermäßigen Defizits anhän-
gig ist, gilt für einen Zeitraum von drei Jahren ab der
Korrektur des übermäßigen Defizits die Anforderung
des  Schuldenstandskriteriums  als  erfüllt,  wenn  der
betreffende  Mitgliedstaat  gemäß  den  Stellungnah-
men  des  Rates  zu  seinem  Stabilitäts-  oder  Konver-
genzprogramm genügend Fortschritte bei der Einhal-
tung der Anforderung erzielt.

[…] 

[nicht aufgenommen] 3
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